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Doch diese „Woge neuer Gesetze“ konnte den Wider­
stand der heldenhaft. kämpfenden besten Söhne . und 
Töchter Amerikas nicht aufhalten. Gemeinsam mit dem 
Lager des Friedens und der Demokratie führen die fort­
schrittlichen Kräfte der Vereinigten Staaten von 
Amerika, mit der Kommunistischen Partei an der Spitze, 
einen aktiven und mutigen Kampf für den Frieden und 
gegen die Kriegshetzer. Die Kommunistische Partei ge­
wann an Einfluß, und ihr Ansehen wuchs ständig. An­
gesichts dieses wachsenden Einflusses der Kommunisti­
schen Partei auf die Massen sind die herrschenden 
Kreise der USA von Todesangst befallen und haben zu 
neuen Schlägen ausgeholt und zu Repressalien und grau­
samster Verfolgung gegriffen. Hier zeigt sich erneut, daß 
die aggressive Außenpolitik des amerikanischen Im­
perialismus untrennbar verbunden ist mit einer reaktio­
nären Innenpolitik. Erneut ist der Beweis erbracht, daß 
die Epoche des Imperialismus durch Reaktion auf der 
ganzen Linie gekennzeichnet ist.

„In der äußeren wie in der inneren Politik“, schrieb 
Lenin, „hat der Imperialismus in gleicher Weise die 
Tendenz zur Durchbrechung der Demokratie, zur Re­
aktion. In diesem Sinne ist unbestreitbar, daß der Im­
perialismus die ,Negation1 der Demokratie überhaupt, 
der ganzen Demokratie ist.“

„Zur Kriegführung“, sagte J. W. Stalin bereits 1927, 
„genügt nicht das Wachstum der Rüstungen, genügt 
nicht die Organisierung neuer Koalitionen. Dazu bedarf 
es noch der Stärkung des Hinterlandes in den Ländern 
des Kapitalismus. Kein einziges kapitalistisches Land 
kann einen ernstlichen Krieg führen, ohne vorher sein 
eigenes Hinterland gestärkt, ohne .seine eigenen' Ar­
beiter gezähmt, ohne ,seine eigenen' Kolonien gezähmt 
zu haben. Daher die allmähliche Faschisierung der 
Politik der bürgerlichen Regierungen.“

Das am 12. August 1954 vom Senat der USA gebilligte 
Anti-Kommunisten-Gesetz ist ein neuer Beweis für den 
Terror der faschistischen Reaktion und der Polizei­
willkür in den Vereinigten Staaten, ein Beweis für den 
Hitlerismus in der amerikanischen Gesetzgebung. Hören 
wir, was die „New York Times“ über dieses Gesetz 
berichtet:

„Obwohl das Gesetz nicht die Mitgliedschaft in 
der Partei zum Verbrechen erklärt, wie dies der 
Senat zunächst beschlossen hatte, enthält es doch 
eine rechtliche, politische und ökonomische Diskri­
minierung der Parteimitglieder und enthebt sie aller 
solcher Rechte und Privilegien, die gesetzlich zu­
gelassenen Körperschaften im allgemeinen zustehen. 
Gewerkschaften, die ,als kommunistisch kontrolliert 
anzusehen sind', werden nunmehr auf Grund des 
Taft-Hartley-Gesetzes aller ihnen zustehenden 
Rechte beraubt. Sie können nicht mehr vor den 
Arbeitsgerichten klagen oder in anderer Weise die 
Rechte der von ihnen Vertretenen wahrnehmen.“ 

In der Tat war eine noch weitergehende Strafbestim­
mung, die die bloße Mitgliedschaft in der Kommu­
nistischen Partei zur strafbaren Handlung erklärte, in 
letzter Lesung des Gesetzes fallen gelassen worden, 
weil der Widerspruch einer solchen Regelung zum 
fünften Verfassungszusatz allzu offenkundig gewesen 
wäre, schützt doch diese Verfassungsbestimmung aus­
drücklich jeden Bürger davor, gegen sich selbst Zeugnis 
ablegen, sich selbst als Gesetzesverletzer angeben zu 
müssen.

Welche Absichten das Federal Bureau of Investigation 
mit diesem antikommunistischen Gesetz verfolgt, hat 
sein Vorsitzender Hoover unmißverständlich erkennen 
lassen, als er unmittelbar nach der Annahme dieses Ge­
setzes erklärte, seine Polizei werde sich auch weiterhin 
auf das Smith-Gesetz stützen, d. h. eben jene verfas­
sungswidrige Anwendung dieses Gesetzes fortführen, 
gegen die selbst Mitglieder des Obersten Gerichts der 
USA schon Stellung genommen haben.

Die großen amerikanischen Tageszeitungen, unter 
ihnen die „iNew York Times“, lassen deutlich das Unbe­
hagen erkennen, das auch bei ihnen ein solches, gegen 
eine bestimmte Partei gerichtetes Gesetz hervorruft. 
Allgemein wird darin ein gefährlicher Präzedenzfall 
erblickt, der leicht Schule machen könne. Dr. Edward 
Corvin, ehemaliger Professor für Verfassungsrecht an 
der Universität Princeton, übergab der Presse eine Er­
klärung, in der er große Schwierigkeiten für den Fall 
voraussagt, daß die Kommunistische Partei die Verfas­
sungsmäßigkeit dieses Gesetzes anfechten würde.

Unzweifelhaft ist das Gesetz auf die Liquidierung 
sowohl der progressiven Gewerkschaften als auch aller 
anderen Organisationen gerichtet, die als „unter dem 
Einfluß der Kommunistischen Partei stehend“ betrachtet 
werden. Es wurde in den letzten Augusttagen von Prä­
sident Eisenhower unterschrieben und ist sofort in 
Kraft getreten, und es ist auch kein Geheimnis geblie­
ben, daß Eisenhower bei dieser Gelegenheit erklärt hat, 
daß er bereit sei, weitere Gesetze gegen die Kommu­
nisten zu erlassen.

Eine solche Erklärung zeugt zwar nicht von einem 
großen Vertrauen in die Wirksamkeit des Anti-Kommu- 
nisten-Gesetzes, dafür aber von der Bereitschaft Eisen­
howers, die vielen Dutzend Gesetze, die das Wahlrecht 
einschränken und es breiten Massen überhaupt gesetz­
lich unmöglich machen, sich an den Wahlen zu betei­
ligen, um weitere zu vermehren.

Das Anti-Kommunisten-Gesetz beweist, daß die Re­
publikanische Partei, die sich gegenwärtig an der Macht 
befindet, bestrebt ist, sich auch in den kommenden No­
vemberwahlen mit allen Mitteln den Sieg zu sichern.

Gegenwärtig gibt es außer den Gesetzen gegen die 
Kommunistische Partei weitere rund 50 einschränkende 
Wahlbestimmungen, die viele Millionen amerikanischer 
Bürger des Wahlrechts berauben. ' Allein die Alters­
grenze von 21 Jahren für das aktive Wahlrecht schließt 
einen bedeutenden Teil der Jugend von der Wahl aus 
(bei den Wahlen im November 1948 waren es 7 Millio­
nen junge Menschen). Ferner hängt das Wahlrecht ab 
von der Vermögenslage und von der Entrichtung einer 
Wahlsteuer. In 13 Staaten werden die Arbeitslosen, die 
Unterstützung erhalten, nicht in die Wählerlisten auf­
genommen. In 8 Staaten dürfen die Indianer nicht 
wählen, und in weiteren 7 Staaten werden alle jene 
Personen, die nicht jedes Jahr eine besondere Wahl­
steuer zahlen, aus den Wählerlisten gestrichen. Hierzu 
schrieb Ende des 18. Jahrhunderts der amerikanische 
Publizist Thomas Paine:

„Denken wir an einen Menschen, der heute einen 
eigenen Esel besitzt, und dieser Esel ist 60 Dollar 
wert. Heute ist dieser Mann Wähler, und mit sei­
nem Esel begibt er sich zur Wahl, um seine Stimme 
abzugeben. Morgen aber krepiert der Esel. Am 
nächsten Tag geht der Mann zur Wahl, diesmal 
aber ohne seinen Esel, und es zeigt sich, daß er 
überhaupt kein Stimmrecht mehr besitzt. Nun 
sagen Sie mir, wer war dann der Wähler — der 
Mann oder der Esel?“

Weitere Wahlbeschränkungen sehen vor, daß die 
werktätigen Massen, denen der Zugang zur Bildung in 
den USA versperrt ist, nicht wählen dürfen, sondern 
nur lese- und schreibkundige Personen wahlberechtigt 
sind. So wird z. B. im Staate Mississippi von jedem 
Wähler verlangt, daß er jeden Abschnitt der Verfassung 
lesen und auslegen kann. Besitzende Bürger können 
sich von dieser Bestimmung freikaufen.

Hinzu kommen die Wahlbeschränkungen entsprechend 
der „Ansässigkeitsklausel“, der Klausel des „moralischen 
Verhaltens“, der Klausel der „Zuverlässigkeit“ u. a. 
Hierbei muß man bedenken, daß das Millionenheer der 
Arbeitslosen wandert, um Arbeit zu bekommen. Diese 
Millionen sind nicht „ansässig“ und dürfen nicht wählen. 
Kommunisten und fortschrittliche Bürger gelten als 
„unsittlich“ und nicht „zuverlässig“ im Sinne der Wall­
street und dürfen deshalb nicht wählen. Nicht wählen 
dürfen ferner in 29 Staaten die Soldaten und Matrosen. 
Ausgeschlossen von der Wahl sind durch die Klauseln 
und sonstigen Wahlbeschränkungen die 15 Millionen 
Neger der USA. 1948 stimmten von den 15 Millionen 
Negern rund 100 000 ab, das ist weniger als ein Prozent. 
So war es möglich, daß bei den Wahlen zum USA- Kon­
greß im Jahre 1950 mehr als die Hälfte der Wähler 
infolge verschiedener Wahlbehinderungen und Klauseln 
gezwungen wurden, der Wahl fernzubleiben. Mit ande­
ren Worten: die übergroße Mehrheit der Bevölkerung 
der USA ist von der Politik ausgeschlossen.

Das ist auch der wahre Grund für die Behinderung 
der Tätigkeit der Kommunistischen Partei. Es soll ihr 
erschwert werden, zu den kommenden Wahlen Kandi­
daten aufzustellen und eine Wahlkampagne durchzu­
führen. Es soll ihr die Möglichkeit genommen werden, 
das von den herrschenden Schichten zusammenge­
schwindelte „Wahlergebnis“ anzufechten.
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